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Bei der familiengerechteren Orientierung der Erwerbsarbeitswelt sollte es im 
Grunde nicht mehr um das Ob, sondern um das Wie und auch das Wozu 
gehen.* Die Tendenzen im Erwerbsverhaltenjunger Paare, die vor der Fami­
liengründung stehen oder sich für Kinder entschieden haben, sind ohnehin 
recht eindeutig. 

Zur Problemlage 

Folgende Entwicklungen und Veränderungen fordern zunehmend Beach­
tung (vgl. Nr. 10 der Lit.): 
- Frauen streben nach Abschluß ihrer Berufsausbildung verstärkt eine 
Erwerbstätigkeit an; jüngere Frauen bleiben dabei länger unverheiratet; 
- das nicht unbedingt spektakuläre Anwachsen der Erwerbstätigenquote ver­
heirateter Frauen mit heranwachsenden Kindern von 37% (1972) auf 40% 
(1987) verdeckt den bedeutsamen Wandel im Erwerbsverhalten dieser 
Frauen: jede jüngere Frauengeneration beteiligt sich in höherem Maße am 
Erwerbsleben als die vorangegangene; gerade verheiratete Frauen mittleren 
Alters bleiben weit häufiger erwerbstätig als früher oder kehren häufiger ins 
Erwerbsleben zurück. Je qualifizierter die Berufsausbildung ist, um so kürzer 
sind tendenziell die familienbedingten Unterbrechungszeiten; 
- von den 25- bis 35jährigen Müttern sind heute 41%, von den 35- bis 45jähri­
gen 51% erwerbstätig; von den Müttern mit Kindern unter 3 Jahren sind es 
33%, von denjenigen mit Kindern zwischen 3 und 6 Jahren 40% und von 
denjenigen mit Kindern zwischen 6 und 14 Jahren ist es beinahe die Hälfte; 
Mütter mit mehreren kleineren Kindern sind ganz überwiegend nicht außer­
häuslich erwerbstätig, haben freilich offensichtlich mehrheitlich den Wunsch, 
später wieder erwerbstätig zu sein; 
- immer mehr junge Paare wollen Familie und Erwerbstätigkeit gleicher­
weise in ihrem Lebensentwurf verwirklichen; über vier Fünftel nicht nur der 
jungen Männer, sondern auch der jungen Frauen sprechen sich für eine Ver­
bindung beider Bereiche aus, wobei ihnen besonders wichtig ist, daß das 
Familienleben nicht unter der Erwerbstätigkeit leidet; ein vorübergehender 
Verzicht auf Erwerbstätigkeit wird freilich die zukünftige Erwerbsbiographie 
gerade der Frau und die Verwirklichung ihrer beruflichen Lebensperspektive 
so lange mehr oder weniger risikoreich beeinträchtigen, wie die Erwerbsar-

*) Dieser Beitrag ist die ausführlichere Fassung des Einführungsreferates auf dem Internatio­
nalen Fachsymposium des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit, Familie und Sozialord­
nung Baden-Württemberg am 2. März 1990 in Stuttgart. 
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beitswelt im bisherigen Maße an der männlichen Berufskarriere mit konti­
nuierlicher und vollzeitlicher Beschäftigung orientiert ist; 
- Teilzeitbeschäftigungen von verheirateten Frauen (mit einer Wochenar­
beitszeit von weniger als 36 Stunden) haben in den vergangeneo Jahren 
wachsende Verbreitung gefunden. Deutlich ausgeweitet hat sich der Bereich 
der Halbtagsbeschäftigungen (zwischen 18 und 22 Wochenarbeitsstunden je 
Woche), daneben haben jedoch auch die Teilzeitbeschäftigungen unterhalb 
von 18 und oberhalb von 22 Wochenarbeitsstunden (bis zur Vollzeitarbeit) 
relativ großes Gewicht; 
- bundesweit kehren jährlich rund 320 000 Frauen aus der Familie in das 
Erwerbsleben zurück, etwa 70% davon sind jünger als 40 Jahre; nach vorlie­
genden Schätzungen könnten in den kommenden Jahren weitere 2,3 Mio. 
Frauen in das Erwerbsleben zurückkehren. 
Schon diese Eckzahlen und Tendenzen verdeutlichen, wie sehr sich in den 
vergangeneo Jahren die Lebensplanung und die Lebenswirklichkeit von 
Frauen und ihren Partnern geändert haben. Oft allerdings zwingt die gesell­
schaftliche Wirklichkeit jungen Menschen die Konsequenz auf, sich ftir den 
einen oder den anderen Lebensbereich, sich ftir Familie oder ftir Erwerbsar­
beit entscheiden zu müssen. Die Durchlässigkeit zwischen beiden Bereichen 
ist durchweg eher gering, wie Probleme eines erschwerten Wiedereinstiegs in 
das Erwerbsleben immer wieder zeigen. Dabei belegen inzwischen Untersu­
chungen, daß viele Frauen und auch etwa 10% der erwerbstätigen Männer 
sich ein größeres Angebot an Arbeitsplätzen mit reduzierten Arbeitszeiten 
wünschen. Wichtig erscheint auch, die Gesamtlebensperspektive der jungen 
Frauen und Männer im Blick zu behalten, Problemlagen und Lösungsmög­
lichkeiten nicht nur allein aus der jeweiligen augenblicklichen Familienphase 
heraus zu beurteilen. 
Haben Wirtschaft und Politik in der Anpassung der Rahmenbedingungen an 
diese veränderten Lebensentwürfe mit der gebotenen Nachhaltigkeit Schritt 
gehalten? Zweifel sind hier in mehr als einer Hinsicht anzumelden. Je länger 
notwendige Kurskorrekturen des Gesetzgebers, aber auch der Verantwor­
tungsträger in der Wirtschaft- auf der hier mit angesprochenen tarifvertragli­
ehen Ebene sind dies beide Sozialpartner - aufgeschoben werden, um so grö­
ßer und schwieriger ist der Nachholbedarf an familienorientierter Politik zu 
bewältigen. 
In dem jüngst von der Landesregierung Baden-Württemberg beschlossenen 
Antrag ftir eine Entschließung des Bundesrates zur Familienpolitik heißt es: 
"Vergleiche mit anderen europäischen Staaten zeigen, daß die Möglichkeiten 
ftir eine familienfreundlichere Gestaltung der Arbeitswelt in der Bundesrepu­
blik Deutschland noch lange nicht ausgeschöpft sind." Hier liegt sicherlich 
nicht zuletzt eine Herausforderung am Vorabend des Europäischen Binnen­
marktes. 
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Bereichsübergreifende Begründungszusammenhänge 

Vorweg seien einige übergreifende Begründungszusammenhänge zur Not­
wendigkeit und Dringlichkeit einer stärkeren Familienorientierung des 
Erwerbsarbeitslebens festgehalten (siehe auch Nr. 10 der Lit.). Besonders 
wichtig erscheinen die folgenden fünf Aspekte: 
1. Schon bei der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes in der ersten 
Hälfte der 70er Jahre wurde vom Gesetzgeber der Auftrag festgeschrieben, 
die Arbeit im Betrieb "menschengerecht" zu gestalten. Es genügt jedoch 
nicht, die Arbeit im Betrieb dann als menschengerecht gestaltet anzusehen, 
wenn sie die Leistungsfahigkeit des Arbeitnehmers nicht überfordert, wenn 
Gefahren ftir sein Leben und seine Gesundheit ausgeschlossen sind und 
wenn die Arbeitsleistung unter höchstmöglicher Wahrung des körperlichen 
und seelischen Wohlbefindens erbracht werden kann. Schon die letztge­
nannte Bedingung weist im Grunde über den einzelnen Arbeitsplatz und die 
an ihm erbrachte individuelle Betriebsleistung hinaus; sie legt es vielmehr 
nahe, auch familiale Gegebenheiten der Betriebsangehörigen einzubeziehen. 
An die zwischenzeitlich sehr beachtenswerten Maßnahmen um eine "Huma­
nisierung der Arbeit" muß im Interesse des Wohles der Familien und der 
nachfolgenden Generationen von Wirtschaftsbürgern immer noch die kri­
tische Rückfrage gerichtet werden, ob das ftir hochentwickelte Industriege­
sellschaften so charakteristische Beziehungsverhältnis Betrieb - Familie bis­
her wirklich genügende Beachtung gefunden hat. 
2. Erwerbstätige Menschen bringen aus ihrer familialen Lebenswelt vielfal­
tige Vor-Leistungen mit in den betrieblichen Arbeitsprozeß ein. Dem erhebli­
chen und im einzelnen wohl gar nicht meßbaren familialen Leistungspoten­
tial, das in den betrieblichen Leistungsvollzug eingebracht wird, sollte umge­
kehrt ein familienpolitischer Beitrag des Unternehmens entsprechen - in 
dem Sinne jedenfalls, daß betriebliche Arbeitsabläufe immer wieder auch auf 
Familienangemessenheit hin überprüft werden. Der einzelne Betriebsange­
hörige wird sich vor dem Hintergrund auch seiner Familienpflichten in aller 
Regel Ieistungs- und bedürfnisbezogen orientieren. "Sinnvolle Berufstätig­
keit", hält F. Fürstenberg fest, "beruht auf dem Ausgleich zwischen Lei­
stungsanforderungen und personenbezogenen Bedürfnissen, die auch die 
Interessen der Angehörigen reflektieren" (vgl. Nr. 2 der Lit.). Es gehört im 
übrigen zu den grundlegenden betriebspsychologischen Einsichten, wie sie 
schon an der Wiege einer eigenständigen betrieblichen Sozialpolitik standen, 
daß ein geordnetes Familienleben eine Kraftquelle auch ftir die Erwerbs­
arbeit darstellt, was unmittelbar auf betriebliche Interessenlagen zurückver­
weist. 
3. Dieser zweite Begründungszusammenhang ftir eine stärkere Familien­
orientierung der Erwerbsarbeitswelt läßt sich durch Äußerungen vertiefen, wie 
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sie aus dem Umfeld der Sozialethiken und Soziallehren der Kirchen vorlie­
gen: Im personalen Verständnis der menschlichen Arbeit trägt die Arbeit des 
Menschen- die übrigens nicht auf reine Erwerbsarbeit verkürzt gesehen wer­
den darf - das Merkmal der in einer Gemeinschaft wirkenden Person. Das 
Unternehmen beschäftigt Menschen, die mehr sind als bloße Funktionsträ­
ger betrieblicher Leistungserstellung. Damit gerät die Familie des arbeiten­
den Menschen zwangsläufig in das Blickfeld auch der autonomen betriebli­
chen Sozialpolitik, die in dieser Perspektive -so etwa entsprechende Feststel­
lungen in "Laborem exercens" - den gesamten Arbeitsprozeß so mit zu orga­
nisieren hat, daß die Erfordernisse der Person und ihrer Lebensweise, gerade 
auch ihres häuslichen Lebens, gebührend beachtet werden. 
4. Eine angemessene Konfliktbewältigung im sicherlich nie spannungsfreien 
Feld von Familienleben und Erwerbsarbeitswelt ist schließlich auch für 
gesamtgesellschaftliche Entwicklungen bedeutsam. Aus der Position des ein­
zelnen Unternehmens - als Personenverbund ein Subsystem der Gesell­
schaft und in diese eingebunden - ergeben sich eine Reihe von sozialen 
Anforderungen an die Gestaltung der Arbeitswelt im modernen Betrieb 
dahin, aktiv an der Weiterentwicklung der Gesellschaft im Sinne betonter 
Ausprägung menschengerechter Strukturen mitzuwirken. Dies gilt erst recht 
unter dem gesellschaftsordnungspolitischen Anspruch einer "Sozialen Markt­
wirtschaft", die individuelle Handlungsspielräume nicht nur im Bereich 
unternehmerischer Entscheidungen, sondern auf seiten aller am Betriebsge­
schehen Beteiligten erweitern möchte. Die Beziehungen zwischen Familien­
leben und Erwerbsarbeitswelt werden im Lebenszyklus der Menschen durch 
wechselnde Schwergewichte jeweils unterschiedlicher Aufgabenerfüllungen 
- unter Umständen sehr spannungsreich - strukturiert. Zur Bewältigung die­
ser Problemlagen sind fur den einzelnen Spielräume des Verhaltens wichtig, 
und zwar gerade auch in den zweckrational ausgerichteten Leistungsorgani­
sationen des Wirtschaftslebens. Dem von unternehmerischer Seite zu ent­
sprechen setzt freilich auch Entscheidungsspielräume bei den betrieblichen 
Führungskräften voraus, die mit den Aufgaben der Personalfuhrung betraut 
sind. 
5. Im übrigen bleibt daran zu erinnern, daß im Artikel6 I GG Ehe und Fami­
lie unter den Schutz der "staatlichen Ordnung" gestellt werden, daß also in 
dieser Verfassungsbestimmung nicht einfach vom "Staat" gesprochen wird. 
Ergibt sich daraus nicht auch eine gewisse Schutz- und Förderungspflicht, die 
bei der Gestaltung des Arbeitslebens dort berücksichtigt werden sollte, wo 
Familie (und Ehe) durch Anforderungen der Arbeitswelt ungebührlich beein­
trächtigt werden? Die Sozialpartner, denen vom Staat im Rahmen ihrer auto­
nomen Tarifpolitik Rechtsetzungsbefugnis übertragen wurde, sind als Teil 
der "staatlichen Ordnung" in diesen Auftrag mit eingebunden. 
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Betriebs- und personalwirtschaftliche Motivationen zur Familienorientierung 
der Enverbsarbeitswelt 

Tatsächlich lassen sich in den letzten Jahren vieWiltige Ansätze in der unter­
nehmefischen Sozial- und Personalpolitik ausmachen, die vor allem Fami­
lien- und Frauenforderungsprogramme zum Gegenstand haben. Besondere 
Aufmerksamkeit haben Eimichtungen und Programme von Großbetrieben 
gefunden (nähere Beispiele vgl. Nr. 9 der Lit.); daneben sollten aber Bei­
spiele in mittleren und kleineren Unternehmen nicht unbeachtet bleiben. 
Auch die in mancher Hinsicht bemerkenswerten Regelungen im Öffentlichen 
Dienst verdienen hier Erwähnung. Vieles davon wird zu würdigen und zu 
prüfen sein, und zwar in seiner richtungsweisenden Note wie auch in seinen 
Problemen und Grenzen, die nicht selten wiederum durch noch viel zu wenig 
weiterentwickelte sozialrechtliche Randbedingungen bestimmt sind. In 
Richtung der Erleichterung der Familien- und Kindprogramme kann und 
muß auch insoweit noch viel getan werden. Wer eine stärkere Familien­
orientierung der Erwerbsarbeitswelt will, muß sich gerade auch um die 
Voraussetzungen ihrer Ermöglichung und um die bewußte Gestaltung dieser 
Bedingungen kümmern. 
Die vorhandenen Anstrengungen auch auf unternehmefiseher Ebene ent­
springen keineswegs nur allgemeinen sozial- und familienpolitischen Absich­
ten - teilweise dominieren sogar erklärtermaßen betriebswirtschaftliche und 
personalwirtschaftliche Interessenlagen. Aus dieser Motivation heraus wird 
zum Beispiel guten Mitarbeiterinnen die Chance zu einer mehrjährigen 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit mit anschließender Wiederbeschäfti­
gung geboten, und zwar ausdrücklich auch deshalb, weil man diese eingear­
beiteten und bewährten Kräfte nicht dauerhaft verlieren möchte. Ein ähnli­
ches Nutzenkalkül lassen Beispiele aus den Vereinigten Staaten erkennen. 
Auch dort wird von Unternehmensseite auf eine zwar nicht exakt meßbare, 
aber unverkennbare Zunahme an Loyalität und Motivation der Mitarbeiter 
bei entsprechenden betrieblichen Initiativen hingewiesen. Eltern-Kind-Pro­
gramme haben aus dieser betrieblichen Sicht nicht nur größere Zufriedenheit 
der betroffenen Mitarbeiter zur Folge, sondern das Unternehmen sichert sich 
zugleich längerfristig einen Stamm erfahrener Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter, was gerade angesichts der absehbaren demographischen Struktur­
verschiebungen auch im Arbeitskräftepotential schon im Verlauf der 90er 
Jahre besonders wichtig erscheint. Ein zweckmäßiger beruflicher Kontakt 
kann dabei zwischenzeitlich durch kleinere Teilzeitarbeiten in Ferien- und 
sonstigen Aushilfszeiten günstig beeinflußt werden. 
Wichtig für die Einschätzung und Beurteilung der Motive dieses betriebli­
chen familienbezogenen Handeins erscheint, daß solche Ansätze in sich 
berechtigt und angesichts des sich abzeichnenden Alterungsprozesses der 
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Bevölkerung mit verstärktem Mangel an qualifizierten Kräften in den kom­
menden Jahren zusätzlich verständlich sind. In ihrer Wirkung sind sie durch­
weg zugleich ausgesprochen familien- und frauenfreundlich einzustufen. 
Hier konvergieren betriebswirtschaftliches Kalkül und personenpolitische 
Erwägungen auf der einen Seite mit gesellschafts- und familienpolitischen 
Erfordernissen auf der anderen Seite. Diese Konvergenz mindert nicht den 
Wert solcher Maßnahmen und Leistungen; sie vermag diesen Bemühungen 
eher noch zu zusätzliche Schubkraft zu geben. 

Notwendigkeit vorausschauender Personalplanung 

Man mag sich ohnehin fragen, ob die betriebliche Personalpolitik bisher auf 
die demographische Entwicklung nicht in der Regel nur mit erheblichen Ver­
zögerungen reagiert hat, obwohl dieser demographische Prozeß die Personal­
entwicklung, die Rekrutierungsmöglichkeiten, die Altersstruktur der Beleg­
schaft und damit in gewissem Grade auch die Mitarbeitermotivation nach­
weislich so stark beeinflußt. In jüngster Zeit wird dies von vorausschauenden 
Unternehmern offensichtlich in wachsendem Maße erkannt. 
Von daher müssen gängige Konzepte der Personalplanung dort kritisch dis­
kutiert werden, wo sie nur ungenügend gewährleisten, daß die Personalpla­
nung Bevölkerungsentwicklung vorausschauend in ihr Kalkül mit einbezieht. 
Genau dies geschieht nämlich bisher meist noch nicht. Recht aufschlußreich 
erscheint in diesem Zusammenhang, wenn eine "Capital"-Studie, gestützt auf 
eine Umfrage in den Vorstandsetagen der 500 größten Unternehmen, offen­
bar relativ viel Ratlosigkeit und Unbehagen auslöste über die eigenen betrieb­
lichen Angebote, um demographisch bedingten Personalproblemen zu be­
gegnen. Eine Umfrage der Industrie- und Handelskammer Stuttgart in der 
Region Mittlerer Neckar ergab: Für familienfreundlichere Arbeitszeiten oder 
Modelle spricht sich die Mehrzahl der antwortenden Unternehmen aus; 
gezielte Hilfen zum beruflichen Wiedereinstieg gibt es dagegen schon nur in 
einer Minderheit dieser Unternehmen. 
Es liegt gerade auch im unternehmefischen Interesse selbst, sich frühzeitig 
mit absehbaren, leider allerdings oft auch schwer einschätzbaren demogra­
phischen Entwicklungen auseinanderzusetzen und nicht erst auf die Sym­
ptome der ausgebliebenen rechtzeitigen Personalplanung zu reagieren. Denn 
damit wird der betriebliche Handlungsspielraum wesentlich eingeengt (siehe 
auch Nr. 12 der Lit.). Hier gilt es stets zu bedenken, 
- daß eine möglichst ausgeglichene demographische Altersstruktur als 
Ergebnis einer Bevölkerungsentwicklung, die möglichst wenig demogra­
phische Strukturbrüche ("Verwerfungen'') aufWeist, personalwirtschaftliche 
Folgeprobleme der Betriebe in aller Regel minimiert; 
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- daß bei einer sehr unausgewogenen Altersstruktur der Bevölkerung (mit 
Nachrücken sehr geburtenschwacher Jahrgänge in das Erwerbsleben, wie flir 
die 90er Jahre vorprogrammiert) eine kontinuierliche Ergänzung des Mit­
arbeiterstarums durch jüngere Nachwuchskräfte in den einzelnen Unterneh­
men in unterschiedlicher Weise erschwert wird; 
- daß Unternehmen mit hoher Arbeitsmarktattraktivität noch am ehesten 
die Chance haben, dennoch kontinuierlich neuen Nachwuchs zu gewinnen, 
wobei dieser Vorteil gerade auch im Blick auf Nachwuchskräfte mit hohem 
Qualifikationspotential gilt. 
Gerade vor dem Hintergrund der Bevölkerungsentwicklung (insbesondere 
der deutschen Bevölkerung) und des schon heute spürbaren Engpasses im 
Lehrlingsbereich werden diejenigen Betriebe (und Regionen) künftig im 
Wettbewerb im Vorteil sein, die Eltern mit Kindern durch attraktive Lebens­
bedingungen binden können. 
Bei der Beschäftigung jüngerer verheirateter Frauen wird freilich leicht ein 
neuralgischer Punkt erreicht: Auf der einen Seite erscheint ein stärkere 
Erwerbsbeteiligung dieser Bevölkerungsgruppe auch im internationalen 
Vergleich durchaus möglich; die Bundesrepublik lag 1988 mit 55 % Erwerbs­
beteiligung der Frauen im Alter von 15 bis 64 Jahren z. B. deutlich hinter den 
skandinavischen Ländern, aber auch den Vereinigten Staaten und Großbri­
tannien. Auf der anderen Seite dürfte eine stärkere Einbeziehung in das 
Erwerbsleben wiederum nicht ohne Rückwirkung auf das ohnehin drastisch 
veränderte generative Verhalten bleiben und könnte damit das demogra­
phische Dilemma noch verschärfen - wenn nicht gleichzeitig entscheidende 
Verbesserungen in den Rahmenbedingungen für junge Eltern im Spannungs­
feld von Erwerbsarbeitsleben und Familienpflichten erreicht werden. Unter­
nehmens- und gesellschaftspolitisch wichtig erscheinen daher auch unter die­
ser Rücksicht personalwirtschaftliche Perspektiven, die eine bessere Verein­
barung von Erwerbstätigkeit und Entscheidung flir Familie und Kinder ab­
sichern, und zwar flir Mütter und Väter. 
Wenn auf dem Hintergrund der bekannten demographischen V eränderun­
gen nach einem neuen Beschäftigungspotential Ausschau gehalten wird, und 
zwar in Richtung eben der nicht erwerbstätigen Angehörigen der jüngeren 
Frauengenerationen, so kann diese personalplanefische Perspektive wohl nur 
dann vor der Zukunft bestehen, wenn dabei flir diese Personengruppen 
gleichzeitig Entscheidungen flir (auch mehrere) Kinder lebbar bleiben. 

Wirkungsaspekte in gesellschaftsordnungspolitischer Sicht 

Die niedrige Generationenrate in der deutschen Bevölkerung läßt sich gewiß 
nicht monokausal erklären, aber ebenso verläßlich läßt sich festhalten, daß 
angesichts des gewandelten Rollenverständnisses in den jungen Frauengene-
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rationeo mit gegenüber früher deutlich verbesserten beruflichen Qualifika­
tionsniveaus das Spannungsfeld Familie- Erwerbsarbeitswelt einen zentralen 
Zusammenhang auch in der Weise bezeichnet, daß die Beeinträchtigung der 
Realisierung von Kinderwünschen junger Paare bisher eher verfestigt wird. 
Es wäre indessen eine verkürzte Sicht der Dinge, den Sinn der hier interessie­
renden Ansätze für eine bessere Vereinbarung von Familientätigkeit und 
Erwerbstätigkeit ausschließlich oder auch nur vorrangig in dem Beitrag zur 
Verbesserung der demographischen Grundlagen unseres Zusammenlebens 
sehen zu wollen. Es geht weit darüber hinaus um die Ermöglichung eines 
Lebensentwurfs der einzelnen Frau und des einzelnen Mannes entsprechend 
den individuellen W ertpräferenzen, entsprechend auch dem erworbenen Bil­
dungsstatus insbesondere der Frau. Insgesamt geht es um mehr Handlungs­
spie/räume des einzelnen für eigenverantwortlich und partnerschaftlieh konzi­
pierte Lebensentwürfe, die auch Entscheidungen für (mehrere) Kinder müs­
sen einschließen können. Im Grunde geht es damit auch um einen familien­
politischen Beitrag zur Weiterentwicklung des gesellschaftsordnungspoliti­
schen Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft, das ja gerade dadurch gekenn­
zeichnet ist, daß es individuelle Handlungsspielräume in den verschiedenen 
Lebensbereichen zu erweitern sucht. 
Die grundsätzliche Bedeutung der Sozial- und Familienpolitik für den Auf­
bau von "Familienkarrieren" (i. S. der Entwicklungen von Familien über den 
Zeitablauf hinweg) kann dabei kaum zweifelhalft sein, wie einschlägige Stu­
dien auch im internationalen Vergleich zeigen. So ergaben Befragungen bei 
verheirateten Frauen in der Nordwestschweiz und vergleichend in südlichen 
Teilen von Baden-Württemberg, daß die Nordschweizerinnen weit häufiger 
zum Zeitpunkt der Eheschließung auf eine Erwerbstätigkeit verzichten (oder 
zumindest häufiger und zeitlich ausgedehnter eine Kinderphase einschalten 
oder einschalten müssen). Insbesondere seitens der noch im Erwerbsleben 
verbleibenden Frauen mit Kindern wird von der bisher deutlich zurückhal­
tenden schweizerischen Familienpolitik ein vermehrtes Engagement zugun­
sten der Harmonisierung des Konfliktfeldes Erwerbstätigkeit und Familie 
gewünscht. Aufschlußreich für die Einschätzung der Wirkung der Sozial- und 
Familienpolitik erscheint die aus schweizerischer Sicht getroffene Feststel­
lung im Vergleich zu Baden-Württemberg: "Bedenkt man weiter, daß das 
Bundesland Baden-Württemberg gerade für erwerbstätige Frauen eine deut­
lich breitere Palette an sozialpolitischen Maßnahmen zur V erftigung stellt, so 
liegt die Vermutung nahe, daß der Sozial- und Familienpolitik eine harmoni­
sierende und spannungsmindernde Bedeutung im Hinblick auf die V ereinba­
rung von Beruf und Familie zukommt" (vgl. Nr. 3 der Lit.). 
Familienpolitik hat sich somit auch auf diesem Feld als gesellschaftliche 
Strukturpolitik in dem Sinne zu erweisen, daß sie die Entwicklungschancen 
der einzelnen Familienmitglieder verbessert - und nicht einschränkt. Von 
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daher gewinnen neben Beschäftigungsgarantien bei längerem Ausscheiden 
eines Elternteils auch gezielte Wiedereingliederungshilfen besondere Bedeu­
tung. Sehr wichtig erscheint die Frage, inwieweit es gelingt, dahin zu kom­
men, daß es auch flir junge Väter sehr viel selbstverständlicher wird, z. B. den 
Erziehungsurlaub zu nehmen. Im Jahre 1987 wurde bundesweit nur in 1,5 % 
der Fälle das Erziehungsgeld an den Vater gezahlt. Wenn sich hier grundle­
gende Verhaltensänderungen durchsetzen, wird es flir den einzelnen Unter­
nehmer sehr viel schwerer, mit dem Gedanken einer arbeitsmarktpolitisch 
differenzierten Behandlung junger Verheirateter nach ihrem Geschlecht zu 
spielen. Auf seiten der einzelnen Paare wird die Entscheidung zu einer 
gleichgewichtigen Aufteilung von Familienpflichten mit wechselndem vor­
übergehenden Verzicht auf Erwerbstätigkeit freilich nicht zuletzt dadurch 
erschwert, daß die Frau in der Regel den geringeren Verdienst hat. 
Hier ist nicht der Ort, auf die Grundlagen eines angemessenen Familienla­
stenausgleichs in familienphasenspezifischer Sicht einzugehen und damit 
auch auf die Funktionen eines Eniehungsge/des, das u. a. wenigstens teilweise 
die sog. "Opportunitätskosten" des (vorübergehenden) vollständigen oder 
doch überwiegenden Verzichts auf Erwerbstätigkeit eines Elternteils aus­
gleichen soll. Sein weiterer Ausbau auch über die nunmehr erreichten 
1 Y2 Jahre ist mittelfristig notwenig. Über die Sinnhaftigkeit dieser Berücksich­
tigung der nicht im Markt erbrachten, weil rechtlich im Binnenraum der 
Familie verbliebenen, aber gleichwohl "gemeindienlichen Leistung" der 
Betreuung und Erziehung von Kindern hat sich der Bundesverfassungsrichter 
Paul Kirchhof sehr pointiert geäußert: "Wer demgegenüber darauf verweist, 
daß die Freude am Kind Entgelt genug und die Pflege und Erziehung des 
Kindes moralische Pflicht sei - eine prinzipiell zutreffende Auffassung-, mag 
begründen, warum dann nicht die Freude an der Arbeit und die sittliche 
Pflicht zu arbeiten auch die Entgeltlosigkeit von Unternehmer- und Arbeit­
nehmertätigkeit begründen kann" (vgl. Nr. 5 der Lit.). Worum es letztlich 
auch geht, das ist die Anerkennung der gesellschaftlichen Gleichwertigkeit 
von Familientätigkeit und Erwerbstätigkeit Dies läuft zugleich darauf hinaus, 
Familientätigkeit und Erwerbstätigkeit im Lebenszusammenhang von Mann 
und Frau neu zu positionieren! 

Das moderne Unternehmen als Träger von Familienpolitik 

Auch das moderne Unternehmen, das in vielfältiger Weise auf die familialen 
Lebensbedingungen einwirkt, steht zu seinem Teil in einer familienbezoge­
nen Verantwortung. Es ist keineswegs so neuartig, wenn inzwischen fOrmlieh 
von einer "betrieblichen Familienpolitik" gesprochen wird. Schon vor über 
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30 Jahren wurde in dem Jahresbericht der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA, 1959) festgehalten: "Unter den vielfältigen Trä­
gern familienfördernder Maßnahmen besitzt der moderne Betrieb eine 
besondere Bedeutung." Ein wenn auch kleiner Unterabschnitt, der bemer­
kenswerterweise schon damals mit "betriebliche Familienpolitik" bezeichnet 
ist, betont die zahlreichen Wechselbeziehungen zwischen Betrieb und Fami­
lie, aus denen sich mehrfache Ansatzpunkte flir familienbezogene Maßnah­
men ergäben - nicht nur materieller, sondern auch immaterieller Art. Inter­
essanterweise betonte die BDA in ihrer seinerzeitigen Stellungnahme auch 
die Grenzen, die dem Betrieb in seiner "autonomen betrieblichen Familien­
politik" gezogen seien, so insbesondere hinsichtlich der betrieblichen Fami­
lienfürsorge, mit der der Betrieb unmittelbar in die Familie hineinreiche. 
Damit werden der Eigenraum und die Eigenständigkeit der familialen 
Lebenswelt unterstrichen, die auch etwa durch Maßnahmen der Betriebsflir­
sorge nicht beeinträchtigt werden dürfen. 
Dieser Aspekt verdient heute etwa im Zusammenhang mit den gelegentlich 
etwas vorschnellen Beflirwortungen von Betriebskindergärten besondere 
Bedeutung. Es fragt sich nämlich, ob es nicht im Blick auf die Trennung der 
Betriebssphäre von der Privatsphäre der Arbeitnehmer sehr viel richtiger 
wäre, im Falle des Bedarfs von Einrichtungen der Kleinkindbetreuung freie 
oder kommunale Träger solcher Einrichtungen von Unternehmerseite ent­
sprechend zu unterstützen. In der Tat muß nach wie vor auf einen gravieren­
den Mangel vor allem an Ganztagsbetreuungseinrichtungen verwiesen und 
die Deckung des dringlichsten Bedarfs - u. a. für Alleinerziehende - ange­
mahnt werden. 
Insgesamt sieht sich die moderne Betriebspolitik in besonderer Weise dazu 
herausgefordert, zur Erneuerung des auseinandergefallenen Lebenszusam­
menhangs von Erwerbsarbeit, Hausarbeit und auch Freizeit beizutragen. 
Einer familiengerechten Gestaltung der betrieblichen Arbeitsvollzüge 
kommt deshalb besondere Bedeutung zu, weil die sicherlich ebenfalls not­
wendigen familiären Anpassungsleistungen offensichtlich längst an eine 
Belastungsgrenze gestoßen sind (F. Fürstenberg; vgl. Nr. 2 der Lit.). Dabei 
wird es immer wieder neu um die Schaffung und Sicherung eines Interessen­
ausgleichs gehen müssen zwischen den Unternehmenszielen einerseits und 
personalen und sozialen Ansprüchen und Erwartungen andererseits. 
Allein reicht dieser Ansatz auf der betrieblich-institutionellen Ebene freilich 
nicht aus, wenn sich hier Grundlegendes zugunsten von Familien mit her­
anwachsenden Kindern (die übrigens ihre Eltern grundsätzlich auch im Schul­
alter noch brauchen) verändern soll. Auch die einzelnen Familienmitglieder­
und dies gilt insbesondere im Blick auf die Männer - müssen ihre Einstellun­
gen und ihr V erhalten ändern, und zwar in radikaler Hinwendung zu prakti­
zierten partnerschaftliehen Lebensformen. Es geht um die chancengleichere 
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Rollenaufteilung von Mann und Frau in Familie und Erwerbsleben. Frauen­
fragen sind eben zugleich auch Männerfragen. Arbeitszeitbudgetstudien des 
Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg haben für die 80er Jahre 
gezeigt, daß sich bisher auch bei Erwerbstätigkeit der Ehefrau der Mann 
immer noch in "vornehmer Distanz" zur Haushaltstätigkeit hält, freilich 
schon viel weniger zur Kinderbetreuung. Dies ist aber offensichtlich eine 
Generationenfrage, worauf die deutlichen Auflockerungen starrer 
geschlechtsspezifischer Rollenmuster in denjungen Familien und bei weiter­
führender Schulbildung der Partner hindeuten. 
Wenn es indessen richtig ist, daß die Konfliktsituation junger Ehepaare zwi­
schen Familienleben und Erwerbsarbeitswelt auch bei aller Bereitschaft zur 
individuellen Flexibilität in der Aufteilung familialer und beruflicher Rollen 
zwischen Mann und Frau immer wieder an den Bedingungen der Arbeitsor­
ganisation sich neu entzündet und damit berufliche Karriere und Entschei­
dung insbesondere zu mehreren Kindern vorerst ein nur schwer versöhnli­
cher Gegensatz bleiben, dann sind andererseits auch grundlegendere Refor­
men des Arbeitslebens dringlich, ja überfallig. Beides gehört auch hier 
untrennbar zusammen: Bewußtseinsänderung und Änderung gesellschaftli­
cher Verhältnisse. Eine eigenverantwortliche Aufgabenverteilung in der ein­
zelnen Familie sowie eine bessere Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und 
Familienpflichten kann ernsthaft nur eingefordert werden, wenn die Rah­
menbedingungen dies ermöglichen; und diese lassen sich meist nur zum 
geringeren Teil von den Familien selbst mit bestimmen, sie müssen vor 
allem auch von Staat und Wirtschaft und innerhalb der öffentlichen Hand von 
Bund, Ländern und Kommunen geschaffen werden. 

Korrekturen im Rollenverständnis 

Die chancengleiche Integration der Frauen in das Erwerbsleben und die 
Beteiligung der Männer an den Familienaufgaben stehen als Normen für die 
Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens praktisch nicht mehr in Frage. In 
unserem Ehe- und Familienrecht ist das ehedem dominierende Leitbild der 
"Hausfrauenehe" längst abgeschafft und den Ehepartnern freie Gestaltungs­
möglichkeit in der Aufteilung ihrer Rollen in Familie und Erwerbsarbeitsle­
ben aufgegeben. Dagegen ist die Realität des familiären und gesellschaftli­
chen Alltags nach wie vor noch weit entfernt von dieser Konkretisierung des 
Leitbildes der Gleichberechtigung der Geschlechter. Der normative 
Anspruch auf chancengleiche Lebensgestaltung von Vätern und Müttern 
wird bisher keineswegs befriedigend eingelöst. Hier gilt es, ein höchst unbe­
friedigendes Muster zu überwinden, das sich auf die Formel bringen ließe: 
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"Frau mit Doppelrolle, Mann mit Einfachrolle." Unsere jüngeren Frauenge­
nerationen finden sich damit immer weniger ab, und dies verdient Anerken­
nung und Unterstützung in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. 
Ist es nicht immer noch weithin so, daß Männer Familie "haben", Frauen 
dagegen Familie "leben" (sollen)? Darin wird ein verschiedenartiger Fami­
lienbezug von Mann und Frau sichtbar, wie er mit überkommenen gesell­
schaftlichen Strukturen sehr fest verbunden war. Wahrscheinlich wird er sich 
nie völlig geschlechtsneutral darstellen lassen, aber entscheidende Kurskor­
rekturen erscheinen hier überfallig und bei persönlicher Bereitschaft und 
einiger sozialpolitischer Phantasie der Beteiligten auch möglich. Beteiligt sind 
hier unmittelbar die Familienmitglieder selbst, mittelbar- deshalb aber nicht 
weniger wichtig - auch diejenigen Kräfte in Wirtschaft und Gesellschaft, die 
die Bedingungen familialen Zusammenlebens nachhaltig mitbestimmen. 
Die Wirkungen von betrieblichen familienbezogenen Maßnahmen hängen 
hier entscheidend ab sowohl von den sozialrechtlichen Rahmenbedingungen, 
die der Staat fördernd oder - sicherlich ungewollt, aber eben auch unreflek­
tiert - eher behindernd setzt, als auch von dem Rollenverständnis vor allem 
auf seiten des Mannes wie schließlich von den Bedingungen seiner Arbeits­
organisation und deren Veränderungen. Eine Grundthese ist deshalb wie 
folgt zu formulieren: Betriebliche Familienpolitik muß die situativen Be­
dingungen des Mannes in seiner Arbeitswelt und Familie bedenken! In der 
betrieblichen Arbeitsorganisation und im Bereich der Arbeitsmarkt- und 
Infrastrukturpolitik dürfen nicht nur Frauen die Zielgruppe bilden, sondern 
auch Männer, für die sich ebenfalls auf dieser Ebene etwas ändern muß- und 
nicht nur in dem meist und durchaus zu Recht angesprochenen Bereich der 
Rollenvorstellungen. (Im übrigen kann das Ziel einer Erhöhung des Stellen­
wertes einer erweiterten Männer- bzw. Väterrolle wiederum auch durch 
arbeitsorganisatorische Maßnahmen erreicht werden.) 
Reine Frauenfürderpläne reichen einfach nicht aus! Wirksame Politik kann 
hier nur gelingen, wenn die Arbeitswelt auch die stärkere Verpflichtung von 
Vätern gegenüber der familialen Lebenswelt berücksichtigt. 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände hat sich nach 
einer Formulierung ihres Präsidenten Klaus Murmann nachdrücklich in die 
Pflicht genommen: "Für uns jedenfalls muß es darum gehen, die Arbeitswelt 
so zu organisieren, daß die junge Frau eine reelle Chance hat, Beruf und 
Familie miteinander zu verbinden, und daß sie dies auch erkennt" (vgl. Nr. 2 
der Lit.). Doch könnten die Tarifpartner hier weiterhin nur Rahmenbedin­
gungen setzen. Die Ausftillung des Rahmens bliebe den betrieblichen Part­
nern nach denjeweiligen Gegebenheiten vorbehalten. Selbstregulierungsme­
chanismen, so wäre vielleicht noch zu ergänzen, können manches, was ord­
nungspolitisch offen bleibt, in der Alltagswirklichkeit hilfreich ausfüllen, 
haben aber auch ihre Grenzen. 
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Ausblick 

Die überkommene Rollenverteilung in den Familien hat sich über Genera­
tionen hinweg entwickelt und zu einem "bürgerlichen" Ehe- und Familien­
muster verdichtet, dessen Zeit- und Sozialschichtgebundenheit heute erfreu­
lich deutlich erkannt und in wachsendem Maße in seinem gesellschaftlichen 
"Alleinvertretungsanspruch" überwunden ist. Ebenso haben sich die Struktu­
ren des Systems des organisierten Erwerbsarbeitslebens in langwierigen Pro­
zessen herausgebildet und verfestigt. Für Veränderungen in den Beziehun­
gen zwischen Erwerbsarbeitswelt und Familienalltag braucht es daher Zeit; 
Veränderungen in der Organisation der Erwerbsarbeit müssen sich ebenso 
entwickeln wie Wandlungen in den sozialisationsbedingten Einstellungen 
und Verhaltensweisen der Familienmitglieder. Langzeitorientierung ist 
gefordert. Immer wieder zeigt sich - wie etwa am Beispiel des Erziehungs­
geldes, ftir das die ersten gedanklichen Grundlagen schon in den sechziger 
Jahren gelegt wurden -, daß die "Inkubationszeit" ftir familienpolitische 
Reformschritte recht lang sein kann. Es spricht einiges ftir die These, daß eine 
sehr viel stärkere Familienorientierung der Erwerbsarbeitswelt spätestens 
dann, aber dann auch sehr nachhaltig erreicht wird, wenn es hinsichtlich der 
Konfliktsituation zwischen Erwerbsarbeitswelt und Familienleben dazu 
kommt, daß die Männer wirklich die "Betroffenen" sind. 
Wandlungen in den nachwachsenden Generationenjunger Mütter und Väter 
in ihrem erwerbs- und familienbezogenen Verhalten wie auch in ihren deut­
lich akzentuierten Erwartungen gegenüber den Strukturen der Erwerbsar­
beitswelt heißen uns hoffen. Solche Veränderungen sind notwendig sowohl 
im Interesse der Familien und der in ihnen aufwachsenden nachfolgenden 
Generation wie auch im Interesse der Wirtschaft- und auch der Weiterent­
wicklung unserer sozialstaatlich verfaßten Gesellschaft, nicht zuletzt im Blick 
auf die Vereinigung der sozialpolitisch doch deutlich auseinanderentwickelten 
beiden Teile Deutschlands am Vorabend des Europäischen Binnenmarkts. 
Der Appell des Präsidenten der BDA, Klaus Murmann, ist ebenso zukunfts­
weisend wie ermutigend: "Wenn die äußeren Lebensumstände der von uns 
mitgestalteten Industriegesellschaft Familien in Schwierigkeiten, vielleicht 
sogar in Not bringen, dann kann uns das nicht gleichgültig lassen. Also müs­
sen wir unseren angemessenen Beitrag zur Lösung der Probleme leisten. 
Und das wollen wir auch, nicht durch Verhinderungsstrategien, sondern 
durch nach vorne fUhrende Gedanken und Maßnahmen." Wenn dem über­
haupt etwas hinzuzuftigen wäre, dann dies: Wenn Denkmuster und Wirklich­
keit möglichst übereinstimmen, werden Widersprüche und Sackgassen in 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik am ehesten vermieden. Daran sollte aber 
allen Verantwortungsträgern im Sinne auch einer "Fernverantwortung" 
(H. Jonas) flir nachfolgende Generationen besonders gelegen sein. 
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